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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2013 Ausgegeben am 11. Juli 2013 Teil I 

128. Bundesgesetz: Änderung des Bundesvergabegesetzes 2006 und des Bundesvergabegesetzes 

Verteidigung und Sicherheit 2012 (BVergG und BVergGVS Novelle 2013) 

 (NR: GP XXIV RV 2170 AB 2269 S. 200. BR: 8949 AB 8969 S. 820.) 

 [CELEX-Nr. 32011L0007, 32012L0027] 

128. Bundesgesetz, mit dem das Bundesvergabegesetz 2006 und das Bundesvergabegesetz 
Verteidigung und Sicherheit 2012 geändert werden (BVergG und BVergGVS Novelle 
2013) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesvergabegesetzes 2006 

Das Bundesvergabegesetz 2006 – BVergG 2006, BGBl. I Nr. 17/2006, zuletzt geändert durch 
BGBl. I Nr. 51/2012, wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag „§ 80. Besondere Bestimmungen betreffend die 
Beschaffung von Straßenfahrzeugen“ der Eintrag „§ 80a. Besondere Bestimmungen betreffend die 
Energieeffizienz bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen im Oberschwellenbereich“ eingefügt und nach 
dem Eintrag „Anhang XIX: Daten zur Berechnung bestimmter über die gesamte Lebensdauer 
anfallenden externen Kosten von Straßenfahrzeugen“ der Eintrag „Anhang XX: Anforderungen an die 
Energieeffizienz gemäß § 80a“ angefügt. 

2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag „§ 87. Barrierefreies Bauen“ der Eintrag „§ 87a. 
Besondere Bestimmungen betreffend den Zahlungsverkehr“, nach dem Eintrag „§ 99. 
Vertragsbestimmungen“ der Eintrag „§ 99a. Besondere Vertragsbestimmungen betreffend den 
Zahlungsverkehr“, nach dem Eintrag „§ 241. Einhaltung arbeits- und sozialrechtlicher Bestimmungen“ 
der Eintrag „§ 241a. Besondere Bestimmungen betreffend den Zahlungsverkehr“ und nach dem Eintrag 
„§ 247. Technische Spezifikationen“ der Eintrag „§ 247a. Besondere Vertragsbestimmungen betreffend 
den Zahlungsverkehr“ eingefügt. 

3. Der Eintrag im Inhaltsverzeichnis vor § 245 lautet: 

„3. Unterabschnitt 

Die Leistungsbeschreibung und besondere Bestimmungen über den Leistungsvertrag bei 
Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich“ 

 

4. Die Einträge zum 4. Teil samt Überschriften des Inhaltsverzeichnisses lauten: 

„4. Teil 
Rechtsschutz vor dem Bundesverwaltungsgericht 

1. Hauptstück 
Zuständigkeit, fachkundige Laienrichter, Ausschluss und Ablehnung 

§ 291. Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes 
§ 292. Senatszuständigkeit und -zusammensetzung 



 BGBl. I - Ausgegeben am 11. Juli 2013 - Nr. 128 2 von 22 

www.ris.bka.gv.at 

§ 293. Fachkundige Laienrichter 
§ 294. Aufgabe des Vorsitzenden 
§ 295. Unvereinbarkeit 
§ 296. Ausschluss fachkundiger Laienrichter und Ablehnung durch die Parteien 

2. Hauptstück 
Besondere Bestimmungen über das Verfahren des Bundesverwaltungsgerichtes in den 

Angelegenheiten des öffentlichen Auftragswesens 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 311. Anzuwendendes Verfahrensrecht 
§ 312. Zuständigkeit 
§ 313. Auskunftspflicht 
§ 314. Akteneinsicht 
§ 315. Zustellungen 
§ 316. Mündliche Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht 
  
§ 318. Gebühren 
§ 319. Gebührenersatz 

2. Abschnitt 
Nachprüfungsverfahren 

§ 320. Einleitung des Verfahrens 
§ 321. Fristen für Nachprüfungsanträge 
§ 322. Inhalt und Zulässigkeit des Nachprüfungsantrages 
§ 323. Bekanntmachung der Verfahrenseinleitung und einer Verhandlung 
§ 324. Parteien des Nachprüfungsverfahrens 
§ 325. Nichtigerklärung von Entscheidungen des Auftraggebers 
§ 326. Entscheidungsfrist 
§ 327. Mutwillensstrafen 

3. Abschnitt 
Einstweilige Verfügungen 

§ 328. Antragstellung 
§ 329. Erlassung der einstweiligen Verfügung 
§ 330. Verfahrensrechtliche Bestimmungen 

4. Abschnitt 
Feststellungsverfahren 

§ 331. Einleitung des Verfahrens 
§ 332. Inhalt und Zulässigkeit des Feststellungsantrages 
§ 333. Verfahrensrechtliche Bestimmungen 
§ 334. Feststellung von Rechtsverstößen, Nichtigerklärung und Verhängung von Sanktionen 
§ 335. Unwirksamerklärung des Widerrufes“ 

5. § 2 Z 41 lautet:  

 „41. Vergabekontrollbehörden sind die zur Kontrolle der Vergabe von diesem Bundesgesetz 
unterliegenden Leistungen durch diesem Bundesgesetz unterliegende Auftraggeber berufenen 
Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte.“ 

6. In § 11 erster Satz wird der Verweis „49“ durch den Verweis „49, 87a, 99a“ ersetzt. 

7. Den §§ 19 und 187 wird jeweils folgender Abs. 7 angefügt: 

„(7) Im Vergabeverfahren kann auf innovative Aspekte Bedacht genommen werden. Dies kann 
insbesondere durch die Berücksichtigung innovativer Aspekte bei der Beschreibung der Leistung, bei der 
Festlegung der technischen Spezifikationen oder durch die Festlegung konkreter Zuschlagskriterien 
erfolgen.“ 

8. In § 41 Abs. 1 wird der Verweis „42 Abs. 2“ durch den Verweis „42 Abs. 2, 87a, 99a“ ersetzt. 

9. In § 41a Abs. 1 wird der Verweis „43 Abs. 1 und 2“ durch den Verweis „43 Abs. 1 und 2, 87a, 99a“ 
ersetzt. 
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10. Nach § 80 wird folgender § 80a samt Überschrift eingefügt: 

„Besondere Bestimmungen betreffend die Energieeffizienz bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen 
im Oberschwellenbereich 

§ 80a. (1) Die in Anhang V genannten Auftraggeber haben bei der Vergabe von Lieferaufträgen im 
Oberschwellenbereich sicherzustellen, dass die beschafften Waren den in Anhang XX genannten 
Anforderungen an die Energieeffizienz entsprechen, soweit dies mit den in § 19 genannten Grundsätzen 
des Vergabeverfahrens, insbesondere den Grundsätzen des freien und lauteren Wettbewerbes und der 
Vergabe zu angemessenen Preisen, vereinbar ist. 

(2) Die in Anhang V genannten Auftraggeber haben bei der Vergabe von Dienstleistungsaufträgen 
im Oberschwellenbereich sicherzustellen, dass bei der Erbringung der betreffenden Dienstleistungen 
ausschließlich Waren verwendet werden, die die in Anhang XX genannten Anforderungen an die 
Energieeffizienz erfüllen, soweit dies mit den in § 19 genannten Grundsätzen des Vergabeverfahrens, 
insbesondere den Grundsätzen des freien und lauteren Wettbewerbes und der Vergabe zu angemessenen 
Preisen, vereinbar ist. Diese Anforderung gilt nur für neue Waren, die von Dienstleistern ausschließlich 
oder teilweise zur Erbringung der betreffenden Dienstleistungen erworben werden.“ 

11. Nach § 87 wird folgender § 87a samt Überschrift eingefügt: 

„Besondere Bestimmungen betreffend den Zahlungsverkehr 

§ 87a. (1) Die Ausschreibung darf keine Bestimmungen über den Zahlungstermin oder die 
Entschädigung für die Betreibungskosten enthalten, die für Unternehmer grob nachteilig im Sinne des 
§ 459 Abs. 2 und 5 UGB sind. 

(2) Der Auftraggeber kann in der Ausschreibung eine Zahlungsfrist festlegen. Die Zahlungsfrist darf 
30 Tage nicht übersteigen, außer 

 1. es ist auf Grund der besonderen Natur oder Merkmale des Auftrages eine längere Frist sachlich 
gerechtfertigt oder 

 2. die überwiegende Tätigkeit des Auftraggebers oder der Organisationseinheit, für die das 
Vergabeverfahren durchgeführt wird, besteht in der Bereitstellung von 
Gesundheitsdienstleistungen. 

Die Zahlungsfrist darf jedoch in keinem Fall 60 Tage übersteigen. 

(3) Der Auftraggeber kann in der Ausschreibung Angaben über die maximale Dauer eines gesetzlich 
oder vertraglich vorgesehenen Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens zur Feststellung der 
vertragsgemäßen Leistungserbringung treffen. Die Dauer dieses Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens 
darf grundsätzlich 30 Tage ab dem Empfang der Ware oder der Erbringung der Bau- oder Dienstleistung 
nicht übersteigen. Davon abweichende Festlegungen des Auftraggebers sind nur zulässig, wenn diese für 
Unternehmer nicht grob nachteilig sind. Für die Beurteilung der groben Nachteiligkeit ist insbesondere zu 
berücksichtigen, inwieweit die Dauer des vorgesehenen Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens von der 
Übung des redlichen Verkehrs abweicht, ob es einen sachlichen Grund für diese Abweichung gibt und um 
welchen Auftragsgegenstand es sich handelt. 

(4) Die Ausschreibung darf keine Angaben über den frühestmöglichen Zeitpunkt des Eingangs der 
Rechnung beim Auftraggeber beinhalten. 

(5) Der Auftraggeber darf in der Ausschreibung keinen Verzugszinssatz festlegen, dessen Höhe den 
in § 456 UGB festgelegten gesetzlichen Zinssatz unterschreitet. 

(6) Die Möglichkeit einer Vereinbarung von Ratenzahlungen wird durch die Bestimmungen der 
Abs. 1 bis 5 nicht berührt.“ 

12. Nach § 99 wird folgender § 99a samt Überschrift eingefügt: 

„Besondere Vertragsbestimmungen betreffend den Zahlungsverkehr 

§ 99a. (1) Bestimmungen im Leistungsvertrag über den Zahlungstermin oder die Entschädigung für 
die Betreibungskosten, die für Unternehmer grob nachteilig im Sinne des § 459 Abs. 2 und 5 UGB sind, 
sind nichtig. 

(2) Der Auftraggeber kann im Leistungsvertrag eine Zahlungsfrist festlegen. Die Zahlungsfrist darf 
bei sonstiger Nichtigkeit 30 Tage nicht übersteigen, außer  

 1. es ist auf Grund der besonderen Natur oder Merkmale des Auftrages eine längere Frist sachlich 
gerechtfertigt oder 
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 2. die überwiegende Tätigkeit des Auftraggebers oder der Organisationseinheit, für die das 
Vergabeverfahren durchgeführt wird, besteht in der Bereitstellung von 
Gesundheitsdienstleistungen. 

Die Zahlungsfrist darf jedoch bei sonstiger Nichtigkeit in keinem Fall 60 Tage übersteigen. 

(3) Der Leistungsvertrag kann Bestimmungen über die maximale Dauer eines gesetzlich oder 
vertraglich vorgesehenen Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens zur Feststellung der vertragsgemäßen 
Leistungserbringung enthalten. Die Dauer dieses Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens darf bei 
sonstiger Nichtigkeit grundsätzlich 30 Tage ab dem Empfang der Ware oder der Erbringung der Bau- 
oder Dienstleistung nicht übersteigen. Davon abweichende Vereinbarungen sind nur zulässig, wenn diese 
ausdrücklich in allfälligen Ausschreibungsunterlagen festgelegt wurden und für den Unternehmer nicht 
grob nachteilig sind. Für die Beurteilung der groben Nachteiligkeit ist insbesondere zu berücksichtigen, 
inwieweit die Dauer des vorgesehenen Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens von der Übung des 
redlichen Verkehrs abweicht, ob es einen sachlichen Grund für diese Abweichung gibt und um welchen 
Auftragsgegenstand es sich handelt. 

(4) Vereinbarungen im Leistungsvertrag über den frühestmöglichen Zeitpunkt des Eingangs der 
Rechnung beim Auftraggeber sind nichtig. 

(5) Die Vereinbarung eines Verzugszinssatzes im Leistungsvertrag, dessen Höhe den in § 456 UGB 
festgelegten gesetzlichen Zinssatz unterschreitet, ist nichtig. 

(6) Die Möglichkeit einer Vereinbarung von Ratenzahlungen wird durch die Bestimmungen der 
Abs. 1 bis 5 nicht berührt. 

(7) Die in den Abs. 1 bis 5 vorgesehene Nichtigkeit kann nicht geltend gemacht werden,  

 1. wenn die entsprechende Bestimmung in einem Nachprüfungsverfahren vor den 
Vergabekontrollbehörden hätte angefochten werden können oder 

 2. wenn die zuständige Vergabekontrollbehörde die entsprechende Bestimmung in einem 
Nachprüfungsverfahren als rechtmäßig erkannt hat.“ 

13. In § 141 Abs. 1 wird der Verweis „98“ durch den Verweis „87a, 98, 99a“ ersetzt. 

14. In § 142 Abs. 1 wird der Verweis „91 bis 94, 98“ durch den Verweis „87a, 91 bis 94, 98, 99a“ ersetzt. 

15. In § 145 Abs. 2 dritter Satz wird die Wortfolge „bei sonstiger Nichtigkeit“ durch die Wortfolge „bei 
sonstiger absoluter Nichtigkeit“ ersetzt. 

16. In § 177 Abs. 1 wird der Verweis „210“ durch den Verweis „210, 241a, 247a“ ersetzt. 

17. In § 201 Abs. 1 wird der Verweis „192 Abs. 9“ durch den Verweis „192 Abs. 9, 241a, 247a“ ersetzt. 

18. In § 201a Abs. 1 wird der Verweis „232“ durch den Verweis „232, 241a, 247a“ ersetzt. 

19. Nach § 241 wird folgender § 241a samt Überschrift eingefügt: 

„Besondere Bestimmungen betreffend den Zahlungsverkehr 

§ 241a. (1) Die Ausschreibung darf keine Bestimmungen über den Zahlungstermin, den 
Verzugszinssatz oder die Entschädigung für die Betreibungskosten enthalten, die für Unternehmer grob 
nachteilig im Sinne des § 459 Abs. 2, 4 und 5 UGB sind. 

(2) Der Sektorenauftraggeber kann in der Ausschreibung eine Zahlungsfrist festlegen. Die 
Zahlungsfrist darf 30 Tage nicht übersteigen, außer 

 1. es ist auf Grund der besonderen Natur oder Merkmale des Auftrages eine längere Frist sachlich 
gerechtfertigt, 

 2. der Sektorenauftraggeber ist ein öffentliches Unternehmen gemäß § 165 oder  

 3. der Sektorenauftraggeber ist ein privater Sektorenauftraggeber gemäß § 166. 

Die Zahlungsfrist darf jedoch in keinem Fall 60 Tage übersteigen.  

(3) Der Sektorenauftraggeber kann in der Ausschreibung Angaben über die maximale Dauer eines 
gesetzlich oder vertraglich vorgesehenen Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens zur Feststellung der 
vertragsgemäßen Leistungserbringung treffen. Die Dauer dieses Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens 
darf grundsätzlich 30 Tage ab dem Empfang der Ware oder der Erbringung der Bau- oder Dienstleistung 
nicht übersteigen. Davon abweichende Festlegungen des Auftraggebers sind nur zulässig, wenn diese für 
Unternehmer nicht grob nachteilig sind. Für die Beurteilung der groben Nachteiligkeit ist insbesondere zu 
berücksichtigen, inwieweit die Dauer des vorgesehenen Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens von der 
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Übung des redlichen Verkehrs abweicht, ob es einen sachlichen Grund für diese Abweichung gibt und um 
welche Vertragsleistung es sich handelt. 

(4) Die Ausschreibung darf keine Angaben über den frühestmöglichen Zeitpunkt des Eingangs der 
Rechnung beim Sektorenauftraggeber beinhalten. 

(5) Sektorenauftraggeber gemäß § 164 dürfen in der Ausschreibung keinen Verzugszinssatz 
festlegen, dessen Höhe den in § 456 UGB festgelegten gesetzlichen Zinssatz unterschreitet. 

(6) Die Möglichkeit einer Vereinbarung von Ratenzahlungen wird durch die Bestimmungen der 
Abs. 1 bis 5 nicht berührt.“ 

20. Bezeichnung und Überschrift nach § 244 lauten: 

„3. Unterabschnitt 

Die Leistungsbeschreibung und besondere Bestimmungen über den Leistungsvertrag bei 
Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich“ 

21. Nach § 247 wird folgender § 247a samt Überschrift eingefügt: 

„Besondere Vertragsbestimmungen betreffend den Zahlungsverkehr 

§ 247a. (1) Bestimmungen im Leistungsvertrag über den Zahlungstermin, den Verzugszinssatz oder 
die Entschädigung für die Betreibungskosten, die für Unternehmer grob nachteilig im Sinne des § 459 
Abs. 2, 4 und 5 UGB sind, sind nichtig. 

(2) Der Sektorenauftraggeber kann im Leistungsvertrag eine Zahlungsfrist festlegen. Die 
Zahlungsfrist darf bei sonstiger Nichtigkeit 30 Tage nicht übersteigen, außer 

 1. es ist auf Grund der besonderen Natur oder Merkmale des Auftrages eine längere Frist sachlich 
gerechtfertigt, 

 2. der Sektorenauftraggeber ist ein öffentliches Unternehmen gemäß § 165 oder  

 3. der Sektorenauftraggeber ist ein privater Sektorenauftraggeber gemäß § 166. 

Die Zahlungsfrist darf jedoch bei sonstiger Nichtigkeit in keinem Fall 60 Tage übersteigen. 

(3) Der Leistungsvertrag kann Bestimmungen über die maximale Dauer eines gesetzlich oder 
vertraglich vorgesehenen Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens zur Feststellung der vertragsgemäßen 
Leistungserbringung enthalten. Die Dauer dieses Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens darf bei 
sonstiger Nichtigkeit grundsätzlich 30 Tage ab Erbringung der Leistung nicht übersteigen. Davon 
abweichende Vereinbarungen sind nur zulässig, wenn diese ausdrücklich in allfälligen 
Ausschreibungsunterlagen festgelegt wurden und für den Unternehmer nicht grob nachteilig sind. Für die 
Beurteilung der groben Nachteiligkeit ist insbesondere zu berücksichtigen, inwieweit die Dauer des 
vorgesehenen Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens von der Übung des redlichen Verkehrs abweicht, 
ob es einen sachlichen Grund für diese Abweichung gibt und um welchen Auftragsgegenstand es sich 
handelt. 

(4) Vereinbarungen im Leistungsvertrag über den frühestmöglichen Zeitpunkt des Eingangs der 
Rechnung beim Sektorenauftraggeber sind nichtig. 

(5) Die Vereinbarung eines Verzugszinssatzes im Leistungsvertrag mit einem Sektorenauftraggeber 
gemäß § 164, dessen Höhe den in § 456 UGB festgelegten gesetzlichen Zinssatz unterschreitet, ist 
nichtig. 

(6) Die Möglichkeit einer Vereinbarung von Ratenzahlungen wird durch die Bestimmungen der 
Abs. 1 bis 5 nicht berührt. 

(7) Die in den Abs. 1 bis 4 vorgesehene Nichtigkeit kann nicht geltend gemacht werden,  

 1. wenn die entsprechende Bestimmung in einem Nachprüfungsverfahren vor den 
Vergabekontrollbehörden hätte angefochten werden können oder 

 2. wenn die zuständige Vergabekontrollbehörde die entsprechende Bestimmung in einem 
Nachprüfungsverfahren als rechtmäßig erkannt hat.“ 

22. Dem § 248 wird folgender Abs. 12 angefügt: 

„(12) Für die Ausschreibung und den Leistungsvertrag im Unterschwellenbereich gelten die 
Bestimmungen betreffend den Zahlungsverkehr gemäß den §§ 241a und 247a.“ 

23. In § 280 Abs. 1 wird der Verweis „247“ durch den Verweis „241a, 247, 247a“ ersetzt. 
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24. Der 4. Teil samt Überschrift lautet: 

„4. Teil 

Rechtsschutz vor dem Bundesverwaltungsgericht 

1. Hauptstück 

Zuständigkeit, fachkundige Laienrichter, Ausschluss und Ablehnung 

Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes 

§ 291. Das Bundesverwaltungsgericht ist zuständig zur Entscheidung über Anträge wegen 
Rechtswidrigkeit eines Verhaltens eines Auftraggebers in den Angelegenheiten des öffentlichen 
Auftragswesens, soweit es sich um Auftraggeber handelt, die gemäß Art. 14b Abs. 2 Z 1 B-VG in den 
Vollziehungsbereich des Bundes fallen. 

Senatszuständigkeit und -zusammensetzung 

§ 292. (1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet in den Angelegenheiten des § 291, soweit es 
sich nicht um die Entscheidung über einen Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung handelt, 
in Senaten. 

(2) Der Senat besteht aus einem Mitglied als Vorsitzenden und zwei fachkundigen Laienrichtern als 
Beisitzern. Von den fachkundigen Laienrichtern muss jeweils einer dem Kreis der Auftraggeber und der 
andere dem der Auftragnehmer angehören. 

Fachkundige Laienrichter 

§ 293. (1) Die fachkundigen Laienrichter müssen eine mindestens fünfjährige einschlägige 
Berufserfahrung oder besondere Kenntnisse des Vergabewesens in rechtlicher, wirtschaftlicher oder 
technischer Hinsicht besitzen. Es sind entsprechende Vorkehrungen zu treffen, dass zeitgerecht eine 
hinreichende Anzahl von fachkundigen Laienrichtern zur Verfügung stehen. 

(2) Die fachkundigen Laienrichter der Auftragnehmerseite werden auf Vorschlag der 
Wirtschaftskammer Österreich und der Bundes-Architekten- und Ingenieurkonsulentenkammer bestellt. 

(3) Die fachkundigen Laienrichter der Auftraggeberseite werden auf Vorschlag des Bundesministers 
für Wirtschaft, Familie und Jugend und der Bundesarbeitskammer bestellt. 

Aufgabe des Vorsitzenden 

§ 294. Der Vorsitzende hat den fachkundigen Laienrichtern alle entscheidungsrelevanten Dokumente 
unverzüglich zu übermitteln bzw., wenn dies untunlich oder zur Wahrung der Vertraulichkeit von 
Dokumenten unbedingt erforderlich ist, zur Verfügung zu stellen. 

Unvereinbarkeit 

§ 295. Dem Bundesverwaltungsgericht dürfen als fachkundige Laienrichter nicht angehören: Der 
Bundespräsident, Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesregierung, Staatssekretäre, der 
Präsident des Rechnungshofes, Mitglieder der Volksanwaltschaft des Bundes oder eines Bundeslandes, 
Bürgermeister, Amtsführende Präsidenten eines Landesschulrates (Stadtschulrates für Wien), Mitglieder 
des Europäischen Parlaments, Mitglieder der Kommission sowie Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes 
oder des Verwaltungsgerichtshofes. 

Ausschluss fachkundiger Laienrichter und Ablehnung durch die Parteien 

§ 296. (1) Von der Mitwirkung an einer Entscheidung sind die fachkundigen Laienrichter 
hinsichtlich jener Vergabeverfahren ausgeschlossen, die eine Auftragsvergabe im Wirkungsbereich jener 
Institution betreffen, der sie angehören oder die sie gemäß § 294 Abs. 1 vorgeschlagen hat. 

(2) Die Parteien eines Verfahrens nach diesem Teil dieses Bundesgesetzes können Mitglieder des 
Bundesverwaltungsgerichtes und fachkundige Laienrichter unter Angabe von Gründen ablehnen. Die 
Entscheidung über den Ablehnungsantrag trifft der Präsident. Betrifft der Ablehnungsantrag den 
Präsidenten, so entscheidet über den Ablehnungsantrag der Vizepräsident. Werden sowohl der Präsident 
als auch der Vizepräsident abgelehnt, so entscheidet über den Ablehnungsantrag das an Lebensjahren 
älteste sonstige Mitglied. 
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2. Hauptstück 

Besondere Bestimmungen über das Verfahren des Bundesverwaltungsgerichtes in den 
Angelegenheiten des öffentlichen Auftragswesens 

1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

Anzuwendendes Verfahrensrecht 

§ 311. Soweit in diesem Bundesgesetz und im Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz – VwGVG, 
BGBl. I Nr. 33/2013, nichts anderes bestimmt ist, sind die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 
§§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles in den Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht nach diesem 
Bundesgesetz sinngemäß anzuwenden. 

Zuständigkeit 

§ 312. (1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet nach Maßgabe der Bestimmungen dieses 
Abschnittes über Anträge zur Durchführung von Nachprüfungsverfahren (2. Abschnitt), zur Erlassung 
einstweiliger Verfügungen (3. Abschnitt) und zur Durchführung von Feststellungsverfahren 
(4. Abschnitt). Derartige Anträge sind unmittelbar beim Bundesverwaltungsgericht einzubringen. 

(2) Bis zur Zuschlagserteilung bzw. bis zum Widerruf eines Vergabeverfahrens ist das 
Bundesverwaltungsgericht zum Zwecke der Beseitigung von Verstößen gegen dieses Bundesgesetz und 
die hierzu ergangenen Verordnungen oder von Verstößen gegen unmittelbar anwendbares Unionsrecht 
zuständig 

 1. zur Erlassung einstweiliger Verfügungen, sowie 

 2. zur Nichtigerklärung gesondert anfechtbarer Entscheidungen des Auftraggebers im Rahmen der 
vom Antragsteller geltend gemachten Beschwerdepunkte. 

(3) Nach Zuschlagserteilung ist das Bundesverwaltungsgericht zuständig 

 1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend gemachten Beschwerdepunkte zur Feststellung, ob 
wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder 
unmittelbar anwendbares Unionsrecht der Zuschlag nicht gemäß den Angaben in der 
Ausschreibung dem Angebot mit dem niedrigsten Preis oder dem technisch und wirtschaftlich 
günstigsten Angebot erteilt wurde; 

 2. in einem Verfahren gemäß Z 1, 4 und 5 auf Antrag des Auftraggebers zur Feststellung, ob der 
Antragsteller auch bei Einhaltung der entsprechenden Bestimmungen keine echte Chance auf 
Erteilung des Zuschlages gehabt hätte; 

 3. zur Feststellung, ob ein Vergabeverfahren rechtswidriger Weise ohne vorherige Bekanntmachung 
bzw. ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb durchgeführt wurde; 

 4. zur Feststellung, ob der Zuschlag rechtswidriger Weise ohne Mitteilung der 
Zuschlagsentscheidung gemäß den §§ 131 bzw. 272 erteilt wurde; 

 5. zur Feststellung, ob der Zuschlag bei der Vergabe einer Leistung auf Grund einer 
Rahmenvereinbarung oder eines dynamischen Beschaffungssystems wegen eines Verstoßes 
gegen § 152 Abs. 4 bis 6, § 158 Abs. 2 bis 5 oder § 290 Abs. 2 bis 5 rechtswidrig war; 

 6. in einem Verfahren gemäß den Z 3 bis 5 zur Nichtigerklärung oder Aufhebung des Vertrages; 

 7. in einem Verfahren gemäß den Z 3 bis 5 zur Verhängung von Sanktionen gemäß § 334 Abs. 7. 

(4) Nach Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens ist das Bundesverwaltungsgericht 
zuständig 

 1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend gemachten Beschwerdepunkte zur Feststellung, ob der 
Widerruf wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen 
Verordnungen oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht rechtswidrig war; 

 2. in einem Verfahren gemäß Z 1 auf Antrag des Auftraggebers zur Feststellung, ob der 
Antragsteller auch bei Einhaltung der entsprechenden Bestimmungen keine echte Chance auf 
Erteilung des Zuschlages gehabt hätte; 

 3. zur Feststellung, ob der Widerruf rechtswidriger Weise ohne Mitteilung oder Bekanntmachung 
der Widerrufsentscheidung gemäß den §§ 140 bzw. 279 erklärt wurde; 

 4. in einem Verfahren gemäß Z 1 und 3 zur Unwirksamerklärung des Widerrufs gemäß § 335. 

(5) Bis zur Zuschlagserteilung bzw. bis zur Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens ist das 
Bundesverwaltungsgericht zur Feststellung zuständig, ob der Auftraggeber nach erheblicher 
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Überschreitung der Zuschlagsfrist und entgegen dem Ersuchen des Bieters um Fortführung des 
Verfahrens das Verfahren weder durch eine Widerrufserklärung oder Zuschlagserteilung beendet noch 
das Verfahren in angemessener Weise fortgeführt hat. 

Auskunftspflicht 

§ 313. (1) Die dem Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes unterliegenden Auftraggeber bzw. 
vergebenden Stellen haben dem Bundesverwaltungsgericht alle für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
notwendigen Auskünfte zu erteilen und alle hierfür erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Gleiches gilt 
für die an einem Vergabeverfahren beteiligten Unternehmer. 

(2) Hat ein Auftraggeber, eine vergebende Stelle oder ein Unternehmer Unterlagen nicht vorgelegt, 
Auskünfte nicht erteilt oder eine Auskunft zwar erteilt, die Unterlagen des Vergabeverfahrens aber nicht 
vorgelegt, so kann das Bundesverwaltungsgericht, wenn der Auftraggeber oder der Unternehmer auf 
diese Säumnisfolge vorher ausdrücklich hingewiesen wurde, auf Grund der Behauptungen des nicht 
säumigen Beteiligten entscheiden. 

Akteneinsicht 

§ 314. Parteien und Beteiligte können bei der Vorlage von Unterlagen an das 
Bundesverwaltungsgericht verlangen, dass bestimmte Unterlagen oder Bestandteile von Unterlagen aus 
zwingenden Gründen eines Allgemeininteresses oder zum Schutz von technischen oder 
handelsbezogenen Betriebsgeheimnisseim von der Akteneinsicht ausgenommen werden. Die in Betracht 
kommenden Unterlagen oder Bestandteile von Unterlagen sind bei ihrer Vorlage zu bezeichnen. 

Zustellungen 

§ 315. Soweit dem Bundesverwaltungsgericht die im Vergabeverfahren bekannt gegebene 
Faxnummer oder elektronische Adresse einer Partei bekannt ist oder soweit dem 
Bundesverwaltungsgericht von der betreffenden Partei eine Faxnummer oder eine elektronische Adresse 
bekannt gegeben worden ist, hat das Bundesverwaltungsgericht schriftliche Erledigungen an diese 
Adresse zuzustellen. 

Mündliche Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht 

§ 316. (1) Soweit dem weder Art. 6 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, 
ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, entgegenstehen, kann die Verhandlung ungeachtet eines 
Parteiantrages entfallen, wenn 

 1. der verfahrenseinleitende Antrag zurückzuweisen ist, oder 

 2. das Bundesverwaltungsgericht einen sonstigen verfahrensrechtlichen Beschluss zu erlassen hat, 
oder 

 3. bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass dem verfahrenseinleitenden Antrag stattzugeben 
oder dass er abzuweisen ist. 

(2) Der Antragsteller hat die Durchführung einer Verhandlung im Nachprüfungs- oder 
Feststellungsantrag zu beantragen. Dem Auftraggeber sowie etwaigen Antragsgegnern ist Gelegenheit zu 
geben, binnen angemessener, eine Woche nicht übersteigender Frist einen Antrag auf Durchführung einer 
Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der 
anderen Parteien wirksam zurückgezogen werden. 

Gebühren 

§ 318. (1) Für Anträge gemäß den §§ 320 Abs. 1, 328 Abs. 1 und § 331 Abs. 1 und 2 hat der 
Antragsteller nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen jeweils eine Pauschalgebühr zu entrichten: 

 1. Die Pauschalgebühr ist gemäß den von der Bundesregierung durch Verordnung festzusetzenden 
Gebührensätzen bei Antragstellung zu entrichten. Bieter- und Arbeitsgemeinschaften haben die 
Pauschalgebühr nur einmal zu entrichten. Die Gebührensätze sind entsprechend dem Verhältnis 
des durch den Antrag bewirkten Verfahrensaufwandes zu dem für den Antragsteller zu 
erzielenden Nutzen festzusetzen. Die Gebührensätze sind nach objektiven Merkmalen 
abzustufen. Als objektive Merkmale sind insbesondere der Auftragsgegenstand, die Art des 
durchgeführten Verfahrens, die Tatsache, ob es sich um Anträge auf Nachprüfung der 
Ausschreibung oder der Aufforderung zur Abgabe eines Teilnahmeantrages oder um sonstige 
gesondert anfechtbare Entscheidungen bzw. ob es sich um ein Vergabeverfahren im 
Oberschwellenbereich oder im Unterschwellenbereich handelt, heranzuziehen. 

 2. Die festgesetzten Gebührensätze vermindern oder erhöhen sich jährlich in dem Maß, das sich aus 
der Veränderung des von der Bundesanstalt Statistik Österreich verlautbarten 
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Verbraucherpreisindex 2010 oder des an seine Stelle tretenden Index gegenüber der der letzten 
Festsetzung zugrunde gelegten Indexzahl ergibt. Der Bundeskanzler hat nach Verlautbarung der 
für Juni des laufenden Jahres maßgeblichen Indexzahl die neu festgesetzten Gebührensätze im 
Bundesgesetzblatt kundzumachen. Die neu festgesetzten Gebührensätze gelten ab dem der 
Kundmachung folgenden Monatsersten. 

 3. Die Pauschalgebühren sind durch Barzahlung, durch Einzahlung mit Erlagschein, mittels 
Bankomatkarte oder Kreditkarte zu entrichten. Die über die Barzahlung und Einzahlung mit 
Erlagschein hinausgehenden zulässigen Entrichtungsarten sind durch das 
Bundesverwaltungsgericht nach Maßgabe der vorhandenen technisch-organisatorischen 
Voraussetzungen festzulegen und entsprechend bekannt zu machen. 

 4. Für Anträge gemäß § 328 Abs. 1 ist eine Gebühr in der Höhe von 50 vH der festgesetzten 
Gebühr zu entrichten. 

 5. Hat ein Antragsteller zum selben Vergabeverfahren bereits einen Antrag gemäß § 320 Abs. 1 
oder gemäß § 331 Abs. 1 oder 2 eingebracht, so ist von diesem Antragsteller für jeden weiteren 
Antrag gemäß § 320 Abs. 1 oder gemäß § 331 Abs. 1 oder 2 eine Gebühr in der Höhe von 80 vH 
der festgesetzten Gebühr zu entrichten. 

 6. Bezieht sich der Antrag lediglich auf die Vergabe eines Loses, dessen geschätzter Auftragswert 
den jeweiligen Schwellenwert gemäß den §§ 12 und 180 nicht erreicht, so ist lediglich die 
Pauschalgebühr für das dem Los entsprechende Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich zu 
entrichten. 

 7. Wird ein Antrag vor Durchführung der mündlichen Verhandlung oder, wenn keine mündliche 
Verhandlung durchgeführt wird, vor Erlassung des Erkenntnisses oder Beschlusses 
zurückgezogen, so ist lediglich eine Gebühr in der Höhe von 75 vH der für den jeweiligen Antrag 
festgesetzten oder gemäß Z 5 reduzierten Gebühr zu entrichten. Bereits entrichtete Mehrbeträge 
sind zurückzuerstatten. 

 8. Die Gebührensätze bzw. Gebühren gemäß Z 1 und 2 sowie 4 bis 7 sind auf ganze Euro ab- oder 
aufzurunden. 

(2) Für Anträge gemäß Abs. 1 und die Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht fallen keine 
Gebühren nach dem Gebührengesetz an. 

Gebührenersatz 

§ 319. (1) Der vor dem Bundesverwaltungsgericht wenn auch nur teilweise obsiegende Antragsteller 
hat Anspruch auf Ersatz seiner gemäß § 318 entrichteten Gebühren durch den Auftraggeber. Der 
Antragsteller hat ferner Anspruch auf Ersatz seiner gemäß § 318 entrichteten Gebühren, wenn er während 
des anhängigen Verfahrens klaglos gestellt wird. 

(2) Ein Anspruch auf Ersatz der Gebühren für einen Antrag auf einstweilige Verfügung besteht nur 
dann, wenn 

 1. dem Nachprüfungsantrag (Hauptantrag) stattgegeben wird und 

 2. dem Antrag auf einstweilige Verfügung stattgegeben wurde oder der Antrag auf einstweilige 
Verfügung nur wegen einer Interessenabwägung abgewiesen wurde. 

(3) Über den Gebührenersatz hat das Bundesverwaltungsgericht spätestens drei Wochen ab jenem 
Zeitpunkt zu entscheiden, ab dem feststeht, dass ein Anspruch auf Gebührenersatz besteht. 

2. Abschnitt 

Nachprüfungsverfahren 

Einleitung des Verfahrens 

§ 320. (1) Ein Unternehmer kann bis zur Zuschlagserteilung bzw. bis zur Widerrufserklärung die 
Nachprüfung einer gesondert anfechtbaren Entscheidung des Auftraggebers im Vergabeverfahren wegen 
Rechtswidrigkeit beantragen, sofern 

 1. er ein Interesse am Abschluss eines dem Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes 
unterliegenden Vertrages behauptet, und 

 2. ihm durch die behauptete Rechtswidrigkeit ein Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht. 

(2) Ist die zwischen dem Zugang der Verständigung über das Ausscheiden und der Bekanntgabe der 
Zuschlagsentscheidung bzw. der Widerrufsentscheidung liegende Zeitspanne kürzer als die in § 321 
vorgesehene Frist, ist ein Bieter berechtigt, das Ausscheiden gemeinsam mit der Zuschlagsentscheidung 
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oder der Widerrufsentscheidung in einem Antrag innerhalb der für die Anfechtung der 
Zuschlagsentscheidung bzw. der Widerrufsentscheidung eingeräumten Frist anzufechten. 

(3) Dem Antrag auf Nachprüfung kommt keine aufschiebende Wirkung für das betreffende 
Vergabeverfahren zu. 

(4) Wird dieselbe gesondert anfechtbare Entscheidung von mehreren Unternehmern angefochten, hat 
das Bundesverwaltungsgericht die Verfahren zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung zu 
verbinden. Eine getrennte Verfahrensführung ist zulässig, wenn dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, 
Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist. 

Fristen für Nachprüfungsanträge 

§ 321. (1) Anträge auf Nachprüfung einer gesondert anfechtbaren Entscheidung sind bei einer 
Übermittlung der Entscheidung auf elektronischem Weg oder mittels Telefax sowie bei einer 
Bekanntmachung der Entscheidung binnen zehn Tagen einzubringen, bei einer Übermittlung auf 
brieflichem Weg binnen 15 Tagen. Die Frist beginnt mit der Absendung der Entscheidung bzw. mit der 
erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung. 

(2) Bei der Durchführung eines Vergabeverfahrens im Unterschwellenbereich verkürzt sich die Frist 
– außer im Fall der Anfechtung einer gemäß den §§ 55 Abs. 5 oder 219 Abs. 5 freiwillig bekannt 
gemachten Entscheidung – auf sieben Tage. 

(3) Bei der Durchführung einer Direktvergabe beträgt die Frist sieben Tage ab dem Zeitpunkt, in 
dem der Antragsteller von der gesondert anfechtbaren Entscheidung Kenntnis erlangt hat oder erlangen 
hätte können. 

(4) Anträge auf Nachprüfung der Ausschreibung sowie der Aufforderung zur Abgabe eines 
Teilnahmeantrages können über die in den Abs. 1 und 2 genannten Zeiträume hinaus bis spätestens sieben 
Tage vor Ablauf der Angebotsfrist, der Frist zur Vorlage der Wettbewerbsarbeiten oder der 
Teilnahmefrist eingebracht werden, sofern diese Frist mehr als 17 Tage beträgt. Wenn die 
Ausschreibungs-, Wettbewerbs- oder Auktionsunterlagen, Beschreibung der Bedürfnisse und 
Anforderungen beim wettbewerblichen Dialog, Informationen über die zu vergebende Leistung sowie 
über den weiteren Verfahrensablauf bei der Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung bzw. nach 
vorherigem Aufruf zum Wettbewerb bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines Teilnahmeantrages auf 
brieflichem Weg übermittelt werden, tritt die Verlängerung der Nachprüfungsfrist erst ein, wenn die 
Angebotsfrist, die Frist zur Vorlage der Wettbewerbsarbeiten oder die Teilnahmefrist mehr als 22 Tage 
beträgt. 

Inhalt und Zulässigkeit des Nachprüfungsantrages 

§ 322. (1) Ein Antrag gemäß § 320 Abs. 1 hat jedenfalls zu enthalten: 

 1. die genaue Bezeichnung des betreffenden Vergabeverfahrens sowie der angefochtenen gesondert 
anfechtbaren Entscheidung, 

 2. die genaue Bezeichnung des Auftraggebers und des Antragstellers einschließlich deren 
Faxnummer oder elektronischer Adresse, 

 3. eine Darstellung des maßgeblichen Sachverhaltes einschließlich des Interesses am 
Vertragsabschluss, insbesondere bei Bekämpfung der Zuschlagsentscheidung die Bezeichnung 
des für den Zuschlag in Aussicht genommenen Bieters, 

 4. Angaben über den behaupteten drohenden oder bereits eingetretenen Schaden für den 
Antragsteller, 

 5. die bestimmte Bezeichnung des Rechts, in dem sich der Antragsteller als verletzt erachtet, 

 6. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 

 7. einen Antrag auf Nichtigerklärung der angefochtenen gesondert anfechtbaren Entscheidung, und 

 8. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob der Antrag rechtzeitig eingebracht 
wurde. 

(2) Der Antrag ist jedenfalls in folgenden Fällen unzulässig, wenn 

 1. er sich nicht gegen eine gesondert anfechtbare Entscheidung richtet, 

 2. er nicht innerhalb der in § 321 genannten Fristen gestellt wird, oder 

 3. er trotz Aufforderung zur Verbesserung nicht ordnungsgemäß vergebührt wurde. 

(3) Enthält die Ausschreibung eine unrichtige Angabe über die zuständige Vergabekontrollbehörde, 
ist der Antrag auch dann innerhalb der in § 321 genannten Frist gestellt, wenn er bei der in der 
Ausschreibung angegebenen Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde. Enthält die Ausschreibung 
keine Angabe über die zuständige Vergabekontrollbehörde, ist der Antrag auch dann innerhalb der in 



 BGBl. I - Ausgegeben am 11. Juli 2013 - Nr. 128 11 von 22 

www.ris.bka.gv.at 

§ 321 genannten Fristen gestellt, wenn er bei einer nicht offenkundig unzuständigen 
Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde. 

Bekanntmachung der Verfahrenseinleitung und einer Verhandlung 

§ 323. (1) Der Eingang eines Nachprüfungsantrages ist unverzüglich im Internet bekannt zu machen. 

(2) Die Bekanntmachung hat jedenfalls zu enthalten: 

 1. die Bezeichnung des Auftraggebers und des betroffenen Vergabeverfahrens entsprechend den 
Angaben im Nachprüfungsantrag (§ 322 Abs. 1 Z und 2); 

 2. die Bezeichnung der bekämpften gesondert anfechtbaren Entscheidung entsprechend den 
Angaben im Nachprüfungsantrag (§ 322 Abs. 1 Z 1); 

 3. den Hinweis auf die Präklusionsfolgen nach § 324 Abs. 3. 

(3) Der im Nachprüfungsantrag bezeichnete Auftraggeber ist vom Vorsitzenden des Senates 
unverzüglich vom Eingang des Nachprüfungsantrages zu verständigen; diese Verständigung hat die in 
Abs. 2 Z 1 und 2 genannten Angaben zu enthalten. 

(4) Im Falle der Bekämpfung einer Zuschlagsentscheidung ist der für den Zuschlag in Aussicht 
genommene Bieter jedenfalls vom Vorsitzenden des Senates unverzüglich vom Eingang des 
Nachprüfungsantrages zu verständigen; diese Verständigung hat die in Abs. 2 genannten Angaben zu 
enthalten. 

(5) In Nachprüfungsverfahren ist zudem auch die Anberaumung einer öffentlichen mündlichen 
Verhandlung im Internet kundzumachen; diese Kundmachung hat jedenfalls auch die in Abs. 2 
vorgesehenen Angaben zu enthalten. 

(6) In Nachprüfungsverfahren betreffend die Überprüfung einer Zuschlagsentscheidung ist der für 
den Zuschlag in Aussicht genommene Bieter von der Anberaumung einer öffentlichen mündlichen 
Verhandlung zu verständigen. 

Parteien des Nachprüfungsverfahrens 

§ 324. (1) Parteien des Nachprüfungsverfahrens vor dem Bundesverwaltungsgericht sind jedenfalls 
der Antragsteller und der Auftraggeber. 

(2) Parteien des Nachprüfungsverfahrens sind ferner jene Unternehmer, die durch die vom 
Antragsteller begehrte Entscheidung unmittelbar in ihren rechtlichen geschützten Interessen nachteilig 
betroffen sein können (Antragsgegner); insbesondere ist im Falle der Bekämpfung der 
Zuschlagsentscheidung der für den Zuschlag in Aussicht genommene Bieter Partei des 
Nachprüfungsverfahrens. 

(3) Der in einer Zuschlagsentscheidung für den Zuschlag in Aussicht genommene Bieter verliert 
seine Parteistellung, wenn er seine begründeten Einwendungen gegen die vom Antragsteller begehrte 
Entscheidung nicht binnen zehn Tagen ab Zustellung der Verständigung über die Einleitung des 
Nachprüfungsverfahrens (§ 323 Abs. 4) erhebt. Andere Parteien im Sinne des Abs. 2 verlieren ihre 
Parteistellung, wenn sie ihre begründeten Einwendungen gegen die vom Antragsteller begehrte 
Entscheidung nicht binnen zehn Tagen ab Bekanntmachung der Verfahrenseinleitung nach § 323 Abs. 1 
erheben. Sofern eine mündliche Verhandlung vor Ablauf dieser Fristen stattfindet, können die 
Einwendungen spätestens in der mündlichen Verhandlung erhoben werden. § 42 Abs. 3 AVG gilt 
sinngemäß. 

(4) Haben mehrere Unternehmer dieselbe gesondert anfechtbare Entscheidung des Auftraggebers 
angefochten, so kommt ihnen in allen Nachprüfungsverfahren betreffend diese Entscheidung 
Parteistellung zu. 

Nichtigerklärung von Entscheidungen des Auftraggebers 

§ 325. (1) Das Bundesverwaltungsgericht hat eine im Zuge eines Vergabeverfahrens ergangene 
gesondert anfechtbare Entscheidung eines Auftraggebers mit Erkenntnis für nichtig zu erklären, wenn 

 1. sie oder eine ihr vorangegangene nicht gesondert anfechtbare Entscheidung den Antragsteller in 
dem von ihm nach § 322 Abs. 1 Z 5 geltenden gemachten Recht verletzt, und 

 2. die Rechtswidrigkeit für den Ausgang des Vergabeverfahrens von wesentlichem Einfluss ist. 

(2) Als Nichtigerklärung rechtswidriger Entscheidungen kommt insbesondere auch die Streichung 
von für Unternehmer diskriminierenden Anforderungen hinsichtlich technischer Leistungsmerkmale 
sowie hinsichtlich der wirtschaftlichen oder finanziellen Leistungsfähigkeit in der Ausschreibung oder in 
jedem sonstigen Dokument des Vergabeverfahrens in Betracht. 
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Entscheidungsfrist 

§ 326. Über Anträge auf Nichtigerklärung von Entscheidungen eines Auftraggebers ist unverzüglich, 
spätestens 6 Wochen nach Einlangen des Antrages zu entscheiden. 

Mutwillensstrafen 

§ 327. Im Nachprüfungsverfahren gilt § 35 AVG mit der Maßgabe, dass die Höchstgrenze für 
Mutwillensstrafen ein Prozent des geschätzten Auftragswertes, höchstens jedoch 20 000 Euro, beträgt. 
Für die Bemessung der Mutwillensstrafe ist § 19 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 – VStG, BGBl. 
Nr. 52/1991, sinngemäß anzuwenden. 

3. Abschnitt 

Einstweilige Verfügungen 

Antragstellung 

§ 328. (1) Das Bundesverwaltungsgericht hat auf Antrag eines Unternehmers, dem die 
Antragsvoraussetzungen nach § 320 Abs. 1 nicht offensichtlich fehlen, durch einstweilige Verfügung 
unverzüglich vorläufige Maßnahmen anzuordnen, die nötig und geeignet erscheinen, um eine durch die 
behauptete Rechtswidrigkeit einer gesondert anfechtbaren Entscheidung entstandene oder unmittelbar 
drohende Schädigung von Interessen des Antragstellers zu beseitigen oder zu verhindern. 

(2) Der Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung hat zu enthalten: 

 1. die genaue Bezeichnung des betreffenden Vergabeverfahrens, der gesondert anfechtbaren 
Entscheidung sowie des Auftraggebers und des Antragstellers einschließlich deren Faxnummer 
oder elektronischer Adresse, 

 2. eine Darstellung des maßgeblichen Sachverhaltes sowie des Vorliegens der in § 320 Abs. 1 
genannten Voraussetzungen, 

 3. die genaue Bezeichnung der behaupteten Rechtswidrigkeit, 

 4. die genaue Darlegung der unmittelbar drohenden Schädigung der Interessen des Antragstellers 
und eine Glaubhaftmachung der maßgeblichen Tatsachen, 

 5. die genaue Bezeichnung der begehrten vorläufigen Maßnahme und 

 6. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob der Antrag rechtzeitig eingebracht 
wurde. 

(3) Wenn noch kein Nachprüfungsantrag zur Bekämpfung der geltend gemachten Rechtswidrigkeit 
gestellt wurde, ist der Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung nur zulässig, wenn er vor 
Ablauf der in § 321 festgelegten Frist für die Geltendmachung der betreffenden Rechtswidrigkeit 
eingebracht wird. 

(4) Wird ein Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung zwar rechtzeitig gestellt, in 
weiterer Folge aber bis zum Ablauf der in § 321 bezeichneten Frist kein zulässiger Nachprüfungsantrag 
zur Bekämpfung der im Antrag auf Erlassung der einstweiligen Verfügung bezeichneten Rechtswidrigkeit 
gestellt oder ein bereits gestellter Nachprüfungsantrag nach Ablauf der Antragsfrist wieder 
zurückgezogen, ist das Verfahren zur Erlassung der einstweiligen Verfügung formlos einzustellen. Eine 
allenfalls erlassene einstweilige Verfügung tritt in diesem Fall mit Ablauf der in § 321 bezeichneten Frist 
bzw. mit dem Zeitpunkt der Zurückziehung des Nachprüfungsantrages außer Kraft. Der Antragsteller und 
der Auftraggeber sind vom Außerkrafttreten der einstweiligen Verfügung zu verständigen. 

(5) Das Bundesverwaltungsgericht hat den betroffenen Auftraggeber vom Einlangen eines Antrages 
auf einstweilige Verfügung, mit dem die Untersagung der Erteilung des Zuschlages, die Untersagung des 
Abschlusses einer Rahmenvereinbarung, die Untersagung der Erklärung des Widerrufs oder die 
Unterlassung der Angebotsöffnung begehrt wird, unverzüglich zu verständigen. Anträgen auf einstweilige 
Verfügung, die die Untersagung der Erteilung des Zuschlages, die Untersagung des Abschlusses einer 
Rahmenvereinbarung, die Untersagung der Erklärung des Widerrufs oder die Unterlassung der 
Angebotsöffnung begehren, kommt ab Zugang der Verständigung vom Einlangen des Antrages bis zur 
Entscheidung über den Antrag aufschiebende Wirkung zu. Der Auftraggeber darf bis zur Entscheidung 
über den Antrag 

 1. bei sonstiger Nichtigkeit den Zuschlag nicht erteilen oder die Rahmenvereinbarung nicht 
abschließen, bzw. 

 2. bei sonstiger Unwirksamkeit das Vergabeverfahren nicht widerrufen, bzw. 

 3. die Angebote nicht öffnen. 
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(6) Das Bundesverwaltungsgericht hat in der Verständigung an den Auftraggeber vom Einlangen 
eines Antrages auf einstweilige Verfügung auf die Rechtsfolgen der Antragstellung hinzuweisen. 

(7) Ein Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung ist unzulässig, wenn trotz Aufforderung 
zur Verbesserung der Antrag nicht ordnungsgemäß vergebührt wurde. 

Erlassung der einstweiligen Verfügung 

§ 329. (1) Vor der Erlassung einer einstweiligen Verfügung hat das Bundesverwaltungsgericht die 
voraussehbaren Folgen der zu treffenden Maßnahme für alle möglicherweise geschädigten Interessen des 
Antragstellers, der sonstigen Bewerber oder Bieter und des Auftraggebers sowie ein allfälliges besonderes 
öffentliches Interesse an der Fortführung des Vergabeverfahrens gegeneinander abzuwägen. Ergibt diese 
Abwägung ein Überwiegen der nachteiligen Folgen einer einstweiligen Verfügung, ist der Antrag auf 
Erlassung der einstweiligen Verfügung abzuweisen. 

(2) Ein entgegen einer Anordnung in einer einstweiligen Verfügung erteilter Zuschlag, erfolgter 
Abschluss einer Rahmenvereinbarung bzw. erklärter Widerruf des Vergabeverfahrens ist absolut nichtig 
bzw. unwirksam. 

(3) Mit einer einstweiligen Verfügung können das gesamte Vergabeverfahren oder einzelne 
Entscheidungen des Auftraggebers bis zur Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes über eine 
allfällige Nichtigerklärung vorübergehend ausgesetzt oder sonstige geeignete Maßnahmen angeordnet 
werden. Dabei ist die jeweils gelindeste noch zum Ziel führende vorläufige Maßnahme zu verfügen. 

(4) In einer einstweiligen Verfügung ist die Zeit, für welche diese Verfügung getroffen wird, zu 
bestimmen. Die einstweilige Verfügung tritt nach Ablauf der bestimmten Zeit, spätestens jedoch mit der 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes über den Antrag auf Nichtigerklärung außer Kraft, in dem 
die betreffende Rechtswidrigkeit geltend gemacht wird. Das Bundesverwaltungsgericht hat die 
einstweilige Verfügung unverzüglich auf Antrag oder von Amts wegen aufzuheben, sobald die 
Voraussetzungen, die zu ihrer Erlassung geführt haben, weggefallen sind. Das Bundesverwaltungsgericht 
hat die einstweilige Verfügung unverzüglich auf Antrag oder von Amts wegen zu erstrecken, wenn die 
Voraussetzungen, die zu ihrer Erlassung geführt haben, nach Ablauf der bestimmten Zeit fortbestehen. 

(5) Einstweilige Verfügungen sind sofort vollstreckbar. 

Verfahrensrechtliche Bestimmungen 

§ 330. (1) Im Verfahren zur Erlassung einer einstweiligen Verfügung muss keine öffentliche 
mündliche Verhandlung durchgeführt werden. 

(2) Parteien des Verfahrens zur Erlassung einer einstweiligen Verfügung sind der Antragsteller und 
der Auftraggeber. 

(3) Über Anträge auf Erlassung einstweiliger Verfügungen ist unverzüglich, längstens jedoch binnen 
sieben Werktagen nach Einlangen des Antrages zu entscheiden. Musste der Antrag zur Verbesserung 
zurückgestellt werden, ist über ihn längstens binnen zehn Werktagen zu entscheiden. Die Frist ist 
gewahrt, wenn die Erledigung an alle Parteien nachweislich vor ihrem Ablauf abgesendet wurde. 

(4) In Verfahren betreffend die Erlassung einer einstweiligen Verfügung gilt § 35 AVG mit der 
Maßgabe, dass die Höchstgrenze für Mutwillensstrafen ein Prozent des geschätzten Auftragswertes, 
höchstens jedoch 20 000 Euro, beträgt. Für die Bemessung der Mutwillensstrafe ist § 19 VStG sinngemäß 
anzuwenden. 

4. Abschnitt 

Feststellungsverfahren 

Einleitung des Verfahrens 

§ 331. (1) Ein Unternehmer, der ein Interesse am Abschluss eines dem Anwendungsbereich dieses 
Bundesgesetzes unterliegenden Vertrages hatte, kann, sofern ihm durch die behauptete Rechtswidrigkeit 
ein Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht, die Feststellung beantragen, dass 

 1. der Zuschlag wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen 
Verordnungen oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht nicht gemäß den Angaben in der 
Ausschreibung dem Angebot mit dem niedrigsten Preis oder dem technisch und wirtschaftlich 
günstigsten Angebot erteilt wurde, oder 

 2. die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung bzw. ohne 
vorherigen Aufruf zum Wettbewerb wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die 
hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht rechtswidrig war, 
oder 
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 3. die Zuschlagserteilung ohne Mitteilung der Zuschlagsentscheidung gemäß den §§ 131 bzw. 272 
wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder 
unmittelbar anwendbares Unionsrecht rechtswidrig war, oder 

 4. der Zuschlag bei der Vergabe einer Leistung auf Grund einer Rahmenvereinbarung oder eines 
dynamischen Beschaffungssystems wegen eines Verstoßes gegen § 152 Abs. 4 bis 6, § 158 
Abs. 2 bis 5 oder § 290 Abs. 2 bis 5 rechtswidrig war, oder 

 5. die Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens wegen eines Verstoßes gegen dieses 
Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht 
rechtswidrig war. 

Der Antragsteller kann in einem Antrag mehrere Feststellungen gemäß § 312 Abs. 3 Z 1 bis 4 beantragen. 
Bei einem Antrag auf Feststellung gemäß Z 1 und 3 bis 5 kann der Auftraggeber die Feststellung 
beantragen, dass der Antragsteller auch bei Einhaltung der entsprechenden Bestimmungen keine echte 
Chance auf Erteilung des Zuschlages gehabt hätte. Bei einem Antrag auf Feststellung gemäß Z 2 bis 4 
kann der Auftraggeber beantragen, von der Nichtigerklärung des Vertrages abzusehen oder den Vertrag 
frühestens mit dem Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes aufzuheben. 

(2) Ein Bieter, der ein Interesse am Abschluss eines dem Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes 
unterliegenden Vertrages hatte und dem durch das Vorgehen des Auftraggebers ein Schaden entstanden 
ist oder zu entstehen droht, kann die Feststellung beantragen, dass der Auftraggeber nach erheblicher 
Überschreitung der Zuschlagsfrist und entgegen dem Ersuchen des Bieters um Fortführung des 
Verfahrens ein Verfahren weder durch eine Widerrufserklärung oder Zuschlagserteilung beendet noch das 
Verfahren in angemessener Weise fortgeführt hat. 

(3) Werden hinsichtlich desselben Vergabeverfahrens Feststellungsanträge nach Abs. 1 von 
mehreren Unternehmern gestellt, hat das Bundesverwaltungsgericht die Verfahren nach Möglichkeit zur 
gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung zu verbinden. Eine getrennte Verfahrensführung ist 
jedenfalls zulässig, wenn dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen 
ist. 

(4) Wird während eines anhängigen Nachprüfungsverfahrens der Zuschlag erteilt oder das 
Vergabeverfahren widerrufen, ist das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht auf Antrag des 
Unternehmers, der den Nachprüfungsantrag gestellt hat, als Feststellungsverfahren weiterzuführen. Dies 
gilt auch, wenn  

 1. ein Beschluss oder Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes über den Antrag auf 
Nichtigerklärung einer Auftraggeberentscheidung vom Verfassungsgerichtshof oder vom 
Verwaltungsgerichtshof aufgehoben wurde und vor der Entscheidung des 
Verfassungsgerichtshofes oder des Verwaltungsgerichtshofes der Zuschlag erteilt oder das 
Vergabeverfahren widerrufen worden ist, oder 

 2. eine Wiederaufnahme des Verfahrens oder Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in Bezug auf 
ein Nachprüfungsverfahren bewilligt oder verfügt wurde und vor der Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichtes, des Verfassungsgerichtshofes oder des Verwaltungsgerichtshofes 
der Zuschlag erteilt oder das Vergabeverfahren widerrufen worden ist. 

Bis zur Stellung eines Antrages gemäß dem ersten Satz ruht das Verfahren; wird bis zum Ablauf der Frist 
nach § 332 Abs. 2 kein Antrag im Sinne dieses Absatzes gestellt, ist das Verfahren formlos einzustellen. 
§ 332 Abs. 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Zeit eines Verfahrens vor dem 
Verfassungsgerichtshof oder vor dem Verwaltungsgerichtshof nicht einzurechnen ist. 

Inhalt und Zulässigkeit des Feststellungsantrages 

§ 332. (1) Ein Antrag gemäß § 331 Abs. 1, 2 oder 4 hat jedenfalls zu enthalten: 

 1. die genaue Bezeichnung des betreffenden Vergabeverfahrens, 

 2. die genaue Bezeichnung des Auftraggebers und des Antragstellers einschließlich deren 
Faxnummer oder elektronischer Adresse, 

 3. soweit dies zumutbar ist, die genaue Bezeichnung des allfälligen Zuschlagsempfängers, 

 4. die Darstellung des maßgeblichen Sachverhaltes einschließlich des Interesses am 
Vertragsabschluss, 

 5. Angaben über den behaupteten drohenden oder eingetretenen Schaden für den Antragsteller, 

 6. die bestimmte Bezeichnung des Rechts, in dem sich der Antragsteller als verletzt erachtet, 

 7. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 

 8. ein bestimmtes Begehren und 
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 9. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob der Antrag rechtzeitig eingebracht 
wurde. 

(2) Anträge gemäß § 331 Abs. 1 Z 1 und 5 sowie Abs. 4 sind binnen sechs Wochen ab dem 
Zeitpunkt einzubringen, in dem der Antragsteller vom Zuschlag bzw. vom Widerruf Kenntnis erlangt hat 
oder Kenntnis hätte erlangen können, längstens jedoch innerhalb eines Zeitraumes von sechs Monaten, 
nachdem der Zuschlag erteilt oder das Vergabeverfahren widerrufen wurde. 

(3) Anträge gemäß § 331 Abs. 1 Z 2 bis 4 sind binnen sechs Monaten ab dem auf die 
Zuschlagserteilung folgenden Tag einzubringen. Abweichend vom ersten Satz ist 

 1. ein Antrag gemäß § 331 Abs. 1 Z 2 bis 4 – wenn es sich beim Antragsteller um einen im 
Vergabeverfahren verbliebenen Bieter handelt – binnen 30 Tagen ab dem Tag der Absendung der 
Mitteilung gemäß den §§ 132 Abs. 2 oder 273 Abs. 2 bzw. 

 2. ein Antrag gemäß § 331 Abs. 1 Z 2 – wenn es sich beim Antragsteller nicht um einen im 
Vergabeverfahren verbliebenen Bieter handelt – binnen 30 Tagen ab dem Tag der erstmaligen 
Verfügbarkeit einer Bekanntmachung gemäß den §§ 54 Abs. 6, 55 Abs. 6, 217 Abs. 7 oder 219 
Abs. 6 

einzubringen. 

(4) Enthält die Ausschreibung eine unrichtige Angabe über die zuständige Vergabekontrollbehörde, 
ist der Antrag auch dann innerhalb der in den Abs. 2 und 3 genannten Fristen gestellt, wenn er bei der in 
der Ausschreibung angegebenen Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde. Enthält die Ausschreibung 
keine Angabe über die zuständige Vergabekontrollbehörde, ist der Antrag auch dann innerhalb der in 
Abs. 2 und 3 genannten Fristen gestellt, wenn er bei einer nicht offenkundig unzuständigen 
Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde. 

(5) Ein Antrag auf Feststellung gemäß § 331 Abs. 1 ist unzulässig, sofern der behauptete Verstoß im 
Rahmen eines Nachprüfungsverfahrens gemäß den §§ 320 ff hätte geltend gemacht werden können. 

(6) Ein Antrag auf Feststellung gemäß § 331 Abs. 1 oder 2 ist ferner unzulässig, wenn trotz 
Aufforderung zur Verbesserung der Antrag nicht ordnungsgemäß vergebührt wurde. 

(7) Ein Antrag gemäß § 331 Abs. 1 Z 2 ist ferner unzulässig, wenn der Auftraggeber die 
Entscheidung gemäß den §§ 49 Abs. 2, 55 Abs. 5, 210 Abs. 2 oder 219 Abs. 5 bekannt gegeben oder 
bekannt gemacht hat und der Zuschlag nach Ablauf einer Frist von zehn Tagen nach der erstmaligen 
Verfügbarkeit der Bekanntmachung erteilt worden ist. 

Verfahrensrechtliche Bestimmungen 

§ 333. (1) Parteien eines Feststellungsverfahrens nach § 312 Abs. 3 und 4 sind der Antragsteller, der 
Auftraggeber und ein allfälliger Zuschlagsempfänger. Parteien eines Feststellungsverfahrens nach § 312 
Abs. 5 sind der Antragsteller, der Auftraggeber und alle im Vergabeverfahren verbliebenen Bieter. 

(2) Über Anträge auf Feststellung gemäß § 331 Abs. 1 und 2 ist unverzüglich, spätestens sechs 
Wochen nach Einlangen des Antrages zu entscheiden. 

Feststellung von Rechtsverstößen, Nichtigerklärung und Verhängung von Sanktionen 

§ 334. (1) Das Bundesverwaltungsgericht hat eine Feststellung gemäß § 312 Abs. 3 Z 1 und 5 und 
Abs. 4 Z 1 und 3 nur dann zu treffen, wenn die Rechtswidrigkeit für den Ausgang des Vergabeverfahrens 
von wesentlichem Einfluss war. 

(2) Soweit in diesem Absatz und in den Abs. 4 und 5 nicht anderes bestimmt ist, hat das 
Bundesverwaltungsgericht im Oberschwellenbereich den Vertrag im Anschluss an eine Feststellung 
gemäß § 312 Abs. 3 Z 3 bis 5 für absolut nichtig zu erklären. Das Bundesverwaltungsgericht hat von 
einer Nichtigerklärung des Vertrages oder einer Aufhebung des Vertrages gemäß den Abs. 4 oder 5 
abzusehen, wenn der Auftraggeber dies beantragt hat und zwingende Gründe eines Allgemeininteresses 
es rechtfertigen, den Vertrag aufrechtzuerhalten. Wirtschaftliche Interessen, die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit dem betreffenden Vertrag stehen, können die Aufrechterhaltung des Vertrages nicht 
rechtfertigen, andere wirtschaftliche Interessen nur dann, wenn die Nichtigkeit in Ausnahmefällen 
unverhältnismäßige Folgen hätte. 

(3) Soweit in den Abs. 4 bis 6 nicht anderes bestimmt ist, hat das Bundesverwaltungsgericht im 
Unterschwellenbereich den Vertrag im Anschluss an eine Feststellung gemäß § 312 Abs. 3 Z 3 bis 5 für 
absolut nichtig zu erklären, wenn die festgestellte Vorgangsweise des Auftraggebers auf Grund der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, der hierzu ergangenen Verordnungen oder des unmittelbar 
anwendbaren Unionsrechts offenkundig unzulässig war. 
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(4) Kann die erbrachte Leistung oder ein erbrachter Leistungsteil nicht mehr oder nur 
wertvermindert rückgestellt werden, so hat das Bundesverwaltungsgericht, sofern Abs. 5 nicht zur 
Anwendung kommt, im Anschluss an eine Feststellung gemäß § 312 Abs. 3 Z 3 bis 5 auszusprechen, dass 
der Vertrag nur soweit aufgehoben wird, als Leistungen noch ausständig oder erbrachte Leistungen noch 
ohne Wertverminderung rückstellbar sind. 

(5) Das Bundesverwaltungsgericht kann im Anschluss an eine Feststellung gemäß § 312 Abs. 3 Z 3 
bis 5 aussprechen, dass der Vertrag mit dem Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes 
oder einem späteren Zeitpunkt aufgehoben wird, wenn der Auftraggeber dies beantragt hat. Das 
Bundesverwaltungsgericht hat dafür das Interesse des Auftraggebers an der Aufrechterhaltung bestimmter 
vertraglicher Rechte und Pflichten, das Interesse des Antragstellers an der Aufhebung des Vertrages 
sowie allfällige betroffene öffentliche Interessen gegeneinander abzuwägen. 

(6) Das Bundesverwaltungsgericht hat von einer Nichtigerklärung des Vertrages gemäß Abs. 3 oder 
einer Aufhebung des Vertrages gemäß den Abs. 4 oder 5 im Unterschwellenbereich abzusehen, wenn der 
Auftraggeber dies beantragt hat und das Interesse des Auftraggebers an der Aufrechterhaltung des 
Vertragsverhältnisses das Interesse des Antragstellers an der Beendigung des Vertragsverhältnisses – 
auch unter der Berücksichtigung der jeweils betroffenen öffentlichen Interessen – überwiegt. 

(7) Wenn das Bundesverwaltungsgericht von der Nichtigerklärung des Vertrages gemäß den Abs. 2 
erster Satz oder 3 abgesehen hat, dann ist eine Geldbuße über den Auftraggeber zu verhängen, die 
wirksam, angemessen und abschreckend sein muss. Die Höchstgrenze für eine Geldbuße beträgt 20 vH, 
im Unterschwellenbereich 10 vH, der Auftragssumme. Geldbußen fließen dem Fonds zur Förderung der 
wissenschaftlichen Forschung (§ 2 des Bundesgesetzes zur Förderung der Forschung und 
Technologieentwicklung, BGBl. Nr. 434/1982) zu. 

(8) Das Bundesverwaltungsgericht hat bei der Verhängung der Geldbuße die Schwere des Verstoßes, 
die Vorgangsweise des Auftraggebers sowie sinngemäß die Erschwerungs- und Milderungsgründe gemäß 
§ 5 des Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes – VbVG, BGBl. I Nr. 151/2005, heranzuziehen und zu 
berücksichtigen, in welchem Ausmaß der Vertrag aufrecht erhalten wird. 

Unwirksamerklärung des Widerrufes 

§ 335. Das Bundesverwaltungsgericht hat im Anschluss an eine Feststellung gemäß § 312 Abs. 4 Z 3 
sowie bei Verfahren im Unterschwellenbereich im Anschluss an eine Feststellung gemäß § 312 Abs. 4 
Z 1 den Widerruf für unwirksam zu erklären, wenn 

 1. der Antragsteller dies beantragt hat und 

 2. das Interesse der Bieter an der Fortführung des Vergabeverfahrens das Interesse des 
Auftraggebers – auch unter der Berücksichtigung der allfälligen betroffenen öffentlichen 
Interessen – an der Beendigung des Vergabeverfahrens überwiegt.“ 

25. § 304 lautet: 

„§ 304. (1) Jedes beim Bundesvergabeamt anfallende Verfahren wird dem gemäß der 
Geschäftsverteilung zuständigen Senat zur weiteren Behandlung zugewiesen. 

(2) Eine nach der Geschäftsverteilung einem Senat zufallende Sache ist im Fall der Verhinderung 
des jeweiligen Senatsvorsitzenden dem gemäß der Geschäftsverteilung nächstfolgenden Senat 
zuzuweisen.“ 

26. § 323 Abs. 1 lautet: 

„(1) Beim Bundesvergabeamt eingelangte Nachprüfungsanträge sind unverzüglich im Internet 
bekannt zu machen.“ 

27. § 341 Abs. 2 Schlussteil lautet: 

„Dies gilt auch für die in § 337 Abs. 3 genannten Ansprüche sowie für Ansprüche aus unlauterem 
Wettbewerb. Unbeschadet des Abs. 4 sind das ordentliche Gericht und die Parteien des Verfahrens vor 
einer Vergabekontrollbehörde an eine solche Feststellung gebunden.“ 

28. § 341 Abs. 4 lautet: 

„(4) Ist die Entscheidung des Rechtsstreites von der Frage der Rechtswidrigkeit einer Entscheidung 
einer Vergabekontrollbehörde abhängig und hält das ordentliche Gericht die Entscheidung für 
rechtswidrig, so hat es das Verfahren zu unterbrechen und beim Verwaltungsgerichtshof mit Antrag 
gemäß Art. 133 Abs. 2 B-VG die Feststellung der Rechtswidrigkeit der Entscheidung zu begehren. Nach 
Einlangen des Erkenntnisses des Verwaltungsgerichtshofes hat das ordentliche Gericht das Verfahren 
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fortzusetzen und den Rechtsstreit unter Bindung an die Rechtsanschauung des Verwaltungsgerichtshofes 
zu entscheiden.“  

29. § 342 lautet: 

„§ 342. Wird eine Entscheidung einer Vergabekontrollbehörde vom Verfassungs- oder 
Verwaltungsgerichtshof aufgehoben und wurde vor der Entscheidung des Verfassungs- oder des 
Verwaltungsgerichtshofes der Zuschlag erteilt, so haben sowohl das aufhebende Erkenntnis als auch die 
gegebenenfalls nachfolgende Feststellung der Vergabekontrollbehörde, dass die angefochtene 
Entscheidung des Auftraggebers rechtswidrig war, keine Auswirkungen auf den abgeschlossenen 
Vertrag.“ 

30. § 344 Abs. 2 lautet: 

„(2) Verwaltungsstrafen gemäß Abs. 1 sind von der Bezirksverwaltungsbehörde, im Gebiet einer 
Gemeinde, für das die Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, von der 
Landespolizeidirektion, zu verhängen.“ 

31. § 345 wird folgender Abs. 17 angefügt: 

„(17) Für das Inkrafttreten der durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 128/2013 neu gefassten 
Bestimmungen gilt Folgendes: 

 1. Die Einfügung der Einträge zu § 87a, § 99a, § 241a, § 247a und die Neufassung des Eintrages 
vor § 245 im Inhaltsverzeichnis, § 11 erster Satz, § 19 Abs. 7, § 41 Abs. 1, § 41a Abs. 1, § 87a 
samt Überschrift, § 99a samt Überschrift, § 141 Abs. 1, § 142 Abs. 1, § 145 Abs. 2, § 177 Abs. 1, 
§ 187 Abs. 7, § 201 Abs. 1, § 201a Abs. 1, § 241a samt Überschrift, die Bezeichnung und 
Überschrift nach § 244, § 247a samt Überschrift, § 248 Abs. 12, § 280 Abs. 1, § 304, § 323 
Abs. 1, § 344 Abs. 2, § 351 Z 20 und die Einfügungen in Anhang VII treten mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

 2. Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens gemäß Z 1 bereits eingeleiteten Vergabeverfahren sind nach 
der bisherigen Rechtslage zu Ende zu führen. Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens gemäß Z 1 
beim Bundesvergabeamt anhängigen Verfahren sind vom Bundesvergabeamt nach der bisherigen 
Rechtslage fortzuführen. Hinsichtlich der Vergabeverfahren, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
gemäß Z 1 bereits beendet sind, richtet sich die Durchführung von Feststellungsverfahren nach 
der bisherigen Rechtslage. 

 3. Die Einfügung des Eintrages zu § 80a und die Anfügung des Eintrages zu Anhang XX im 
Inhaltsverzeichnis, die Neufassung der Einträge zum 4. Teil samt Überschriften im 
Inhaltsverzeichnis, § 2 Z 41, § 80a samt Überschrift, der 4. Teil samt Überschrift, § 341 Abs. 2 
Schlussteil, § 341 Abs. 4, § 342, § 349 Abs. 1 Z 6, § 349 Abs. 2 erster Satz, § 351 Z 21 und 
Anhang XX samt Überschrift treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 

 4. Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens gemäß Z 3 laufenden Entscheidungsfristen nach dem 4. Teil 
dieses Bundesgesetzes in Verfahren vor dem Bundesvergabeamt, deren Zuständigkeit zur 
Weiterführung gemäß Art. 151 Abs. 51 Z 8 B-VG mit Ablauf des 31. Dezember 2013 auf das 
Bundesverwaltungsgericht übergeht, beginnen mit 1. Jänner 2014 neu zu laufen. 

 5. Enthält oder enthielt im Zeitpunkt des Inkrafttretens gemäß Z 3 eine Ausschreibung die Angabe, 
dass das Bundesvergabeamt die zuständige Vergabekontrollbehörde ist, ist der Antrag auch dann 
fristgerecht gestellt, wenn er an das Bundesvergabeamt adressiert und unter Nachweis des 
Versuches der fristgerechten Einbringung beim Bundesvergabeamt unverzüglich beim 
Bundesverwaltungsgericht eingebracht wurde. 

 6. Die Funktionsperiode jener sonstigen Mitglieder des Bundesvergabeamtes, deren 
Funktionsperiode nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens gemäß Z 1 auslaufen würde, wird bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2013 verlängert.“ 

32. § 349 Abs. 1 Z 6 lautet: 

 „6. der §§ 44 Abs. 1, 72 Abs. 4 zweiter Satz, 125 Abs. 6, 179 Abs. 4 erster bis vierter Satz, 179 
Abs. 5 siebenter und achter Satz und Abs. 6, 205 Abs. 1, 268 Abs. 4 und 293 Abs. 3 der 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend,“ 

33. § 349 Abs. 2 erster Satz lautet: 

„Soweit völkerrechtliche Verpflichtungen Österreichs oder die Änderung unionsrechtlicher Vorschriften 
dies erfordern oder dies auf Grund unionsrechtlicher Vorschriften zulässig ist, kann der Bundeskanzler 
durch Verordnung bestimmen, dass anstelle der Anhänge I bis XIV und XVI bis XX andere 
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Abgrenzungen des Geltungsbereiches maßgeblich oder anstelle der aus den Anhängen ersichtlichen 
andere Listen der Berufsbezeichnungen oder Unionsvorschriften bzw. Angaben für Bekanntmachungen 
zu verwenden sind oder andere Merkmale für die Veröffentlichung bzw. andere Anforderungen an die 
Vorrichtungen für die Entgegennahme von elektronisch übermittelten Datensätzen gelten oder andere 
Daten zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer anfallenden Kosten von Straßenfahrzeugen 
heranzuziehen sind oder andere Anforderungen an die Energieeffizienz bei der Vergabe von Liefer- und 
Dienstleistungsaufträgen zu beachten sind.“ 

34. § 351 werden folgende Z 20 und 21 angefügt: 

 20. Richtlinie 2011/7/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur 
Bekämpfung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr, ABl. Nr. L 48 vom 23. Februar 2011 
S. 1. 

 21. Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur 
Energieeffizienz, zur Änderung der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EG und zur 
Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG, ABl. Nr. L 315 vom 14.11.2012, S. 1.“ 

34a. In Anhang VII Teil A, Anhang VII Teil B und Anhang VII Teil C wird jeweils nach dem Eintrag für 
Frankreich folgender Eintrag eingefügt: 

 „– für Kroatien das „Sudski registar trgovačkih društava u Republici Hrvatskoj or Obrtni registar 
Republike Hrvatske“;“ 

35. Nach Anhang XIX wird folgender Anhang XX samt Überschrift angefügt: 

„Anhang XX 

Anforderungen an die Energieeffizienz gemäß § 80a 

Bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen sind folgende Anforderungen zu 
beachten: 

 a) Soweit Waren von einem der folgenden Rechtsakte erfasst werden, sind Waren zu beschaffen, 
die das Kriterium der Zugehörigkeit zur höchstmöglichen Energieeffizienzklasse erfüllen: 

 aa) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1059/2010 der Kommission vom 28. September 2010 
zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Kennzeichnung von Haushaltsgeschirrspülern in Bezug auf den 
Energieverbrauch, ABl. Nr. L 314 vom 30.11.2010, S. 1; 

 bb) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1060/2010 der Kommission vom 28. September 2010 
zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Kennzeichnung von Haushaltskühlgeräten in Bezug auf den 
Energieverbrauch, ABl. Nr. L 314 vom 30.10.2010, S. 17; 

 cc) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1061/2010 der Kommission vom 28. September 2010 
zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Kennzeichnung von Haushaltswaschmaschinen in Bezug auf den 
Energieverbrauch, ABl. Nr. L 314 vom 30.10.2010, S. 47; 

 dd) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1062/2010 der Kommission vom 28. September 2010 
zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Kennzeichnung von Fernsehgeräten in Bezug auf den Energieverbrauch, 
ABl. Nr. L 314 vom 30.10.2010, S. 64; 

 ee) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 626/2011 der Kommission vom 4. Mai 2011 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Kennzeichnung von Luftkonditionierern in Bezug auf den 
Energieverbrauch; ABl. Nr. L 178 vom 06.07.2011, S. 1; 

 ff) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 392/2012 der Kommission vom 1. März 2012 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Kennzeichnung von Haushaltswäschetrocknern in Bezug auf den 
Energieverbrauch, ABl. Nr. L 123 vom 09.05.2012, S. 1; 

 gg) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 874/2012 der Kommission vom 12. Juli 2012 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von elektrischen Lampen und 
Leuchten, ABl. Nr. L 258 vom 26.09.2012, S. 1. 
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 b) Soweit Waren, die nicht unter lit. a fallen, von einer der folgenden nach dem 4. Dezember 
2012 angenommenen Durchführungsmaßnahme gemäß der Richtlinie 2009/125/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens 
für die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung 
energieverbrauchsrelevanter Produkte, ABl. Nr. L 285 vom 21.10.2009, S. 10, erfasst werden, 
sind Waren zu beschaffen, die die in der jeweiligen Durchführungsmaßnahme festgelegten 
Referenzwerte für die Energieeffizienz erfüllen: 

---- 

 c) Soweit Bürogeräte von einem der folgenden Rechtsakte erfasst sind, sind Bürogeräte zu 
beschaffen, die zumindest jene Energieeffizienzanforderungen erfüllen, die in den folgenden 
Rechtsakten aufgeführt sind: 

 aa) 2009/789/EG: Beschluss der Kommission vom 26. Oktober 2009 zur Festlegung des 
Standpunkts der Gemeinschaft für einen Beschluss der nach dem Abkommen zwischen 
der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika und der Europäischen Gemeinschaft 
über die Koordinierung von Kennzeichnungsprogrammen für Strom sparende Bürogeräte 
eingesetzten Verwaltungsorgane über die Änderung der Spezifikationen für 
Computerbildschirme in Anhang C Teil II des Abkommens, ABl. L Nr. 282 vom 
29.10.2009, S. 23; 

 bb) 2009/489/EG: Beschluss der Kommission vom 16. Juni 2009 zur Festlegung des 
Standpunkts der Gemeinschaft für einen Beschluss der nach dem Abkommen zwischen 
der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika und der Europäischen Gemeinschaft 
über die Koordinierung von Kennzeichnungsprogrammen für Strom sparende Bürogeräte 
eingesetzten Verwaltungsorgane über die Änderung der Spezifikationen für Computer in 
Anhang C Teil VIII des Abkommens, ABl. L Nr. 161 vom 24.06.2009, S. 16; 

 cc) 2009/347/EG: Beschluss der Kommission vom 20. April 2009 zur Festlegung des 
Standpunkts der Gemeinschaft für einen Beschluss der nach dem Abkommen zwischen 
der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika und der Europäischen Gemeinschaft 
über die Koordinierung von Kennzeichnungsprogrammen für Strom sparende Bürogeräte 
eingesetzten Verwaltungsorgane über die Änderung der Spezifikationen für bildgebende 
Geräte in Anhang C Teil VII des Abkommens, ABl. L Nr. 106 vom 28.04.2009, S. 25. 

 d) Es sind Reifen zu beschaffen, die das Kriterium der Zugehörigkeit zur höchsten 
Energieeffizienzklasse gemäß der Festlegung durch die Verordnung (EG) Nr. 1222/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 über die Kennzeichnung von 
Reifen in Bezug auf die Kraftstoffeffizienz und andere wesentliche Parameter, ABl. Nr. L 342 
vom 22.12.2009, S. 46, erfüllen. Jedoch hindert dies die in Anhang V genannten Auftraggeber 
nicht daran, Reifen mit den besten Nasshaftungseigenschaften oder dem geringsten 
Abrollgeräusch zu beschaffen, sofern dies aus Gründen der Sicherheit oder der öffentlichen 
Gesundheit gerechtfertigt ist.“ 

Artikel 2 

Änderung des Bundesvergabegesetzes Verteidigung und Sicherheit 2012 

Das Bundesvergabegesetz Verteidigung und Sicherheit 2012 – BVergGVS 2012, BGBl. I 
Nr. 10/2012, zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl. II Nr. 132/2012, wird wie folgt geändert: 

1. Der Eintrag zur Überschrift des 3. Teiles im Inhaltsverzeichnis lautet: 

„3. Teil 

Rechtsschutz vor dem Bundesverwaltungsgericht“ 

2. Der Eintrag zur Überschrift des 5. Teiles im Inhaltsverzeichnis lautet: 

„5. Teil 

Straf-, Schluss und Übergangsbestimmungen“ 

3. In § 1 entfällt die Absatzbezeichnung „(1)“. 
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4. In § 3 Z 16 lit. a sublit. dd wird der Verweis „sublit. aa), cc) oder dd)“ durch den Verweis „sublit. aa) 
bis cc)“ ersetzt. 

5. § 3 Z 37 lautet: 

 „37. Vergabekontrollbehörden sind die zur Kontrolle der Vergabe von diesem Bundesgesetz 
unterliegenden Leistungen durch diesem Bundesgesetz unterliegende Auftraggeber berufenen 
Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte.“ 

6. In den §§ 32 Abs. 1 und 33 Abs. 1 wird der Verweis „der 3. und 4. Teil“ jeweils durch den Verweis „der 
3. bis 5. Teil“ ersetzt. 

7. Die Überschrift des 3. Teiles lautet: 

„3. Teil 

Rechtsschutz vor dem Bundesverwaltungsgericht“ 

8. Die §§ 136 und 137 samt Überschriften lauten: 

„Zusätzliche organisationsrechtliche Vorschriften 

§ 136. (1) Ein fachkundiger Laienrichter hat sich der Ausübung seines Amtes zu enthalten und seine 
Vertretung zu veranlassen, falls in einem Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht klassifizierte 
Informationen betroffen sind und der fachkundige Laienrichter nicht die vorgeschriebene Sicherheitsstufe 
für die betroffenen klassifizierten Informationen aufweist. 

(2) In der Geschäftsordnung des Bundesverwaltungsgerichtes gemäß § 19 des 
Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes – BVwGG, BGBl. I Nr. 10/2013, sind Bestimmungen über den 
Umgang mit und den Schutz von klassifizierten Dokumenten und Informationen im Zusammenhang mit 
den Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht zu treffen. In der Geschäftsordnung sind 
erforderlichenfalls Bestimmungen über den Verhandlungsort, die Einberufung und die Durchführung von 
Verhandlungen, die klassifizierte Informationen zum Gegenstand haben oder haben können, zu treffen. 

(3) Bei der Veröffentlichung von Erkenntnissen und Beschlüssen gemäß § 20 BVwGG ist der Schutz 
klassifizierter Informationen zu gewährleisten. 

(4) Bei der Bestellung der fachkundigen Laienrichter ist darauf Bedacht zu nehmen, dass für die 
Behandlung von Rechtsschutzverfahren gemäß diesem Bundesgesetz eine ausreichende Anzahl von 
Personen deren Sicherheitsüberprüfung bzw. Verlässlichkeitsprüfung mit positivem Ergebnis 
abgeschlossen wurde zur Verfügung steht. 

(5) Das Bundesverwaltungsgericht hat dafür Sorge zu tragen, dass bei der Behandlung von 
Rechtsschutzverfahren gemäß diesem Bundesgesetz die fachkundigen Laienrichter die vorgeschriebene 
bzw. erforderliche Sicherheitsstufe für den Umgang mit klassifizierten Informationen aufweisen.  

(6) Das Bundesverwaltungsgericht ist, sofern dies zum Schutz klassifizierter Informationen 
erforderlich, wirtschaftlich geboten und für die in Anspruch genommene Dienststelle zumutbar ist, 
berechtigt, für die Behandlung von Rechtsschutzverfahren gemäß diesem Bundesgesetz 
Infrastruktureinrichtungen von Dienststellen des Bundes im dafür erforderlichen Umfang zu nutzen. 

Zusätzliche verfahrensrechtliche Vorschriften 

§ 137. (1) Die Öffentlichkeit ist von der mündlichen Verhandlung auszuschließen, soweit dies zur 
Wahrung der nationalen Sicherheit oder dem Schutz klassifizierter Informationen geboten ist. Beteiligte, 
Parteien oder deren Vertreter sind von der mündlichen Verhandlung insoweit auszuschließen, als in 
einem Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht klassifizierte Informationen betroffen sind und der 
Beteiligte, die Partei oder deren Vertreter nicht die vorgeschriebene Sicherheitsstufe für die betroffenen 
klassifizierten Informationen aufweist. 

(2) Der Ausschluss der Öffentlichkeit und von Beteiligten, Parteien oder deren Vertreter erfolgt 
durch verfahrensleitenden Beschluss entweder von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei oder eines 
Zeugen. 

(3) Unmittelbar nach der Verkündung des Beschlusses über den Ausschluss der Öffentlichkeit und 
von Beteiligten, Parteien oder deren Vertreter haben sich alle Zuhörer bzw. die betroffenen Personen zu 
entfernen. Ausgeschlossene Parteien können jedoch verlangen, dass einer Person ihres Vertrauens, die die 
vorgeschriebene Sicherheitsstufe für die betroffenen klassifizierten Informationen aufweist, die 
Teilnahme an der Verhandlung gestattet wird. 
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(4) Wenn die Öffentlichkeit von einer Verhandlung ausgeschlossen wurde, ist es soweit untersagt, 
daraus Umstände weiterzuverbreiten, als dies aus den in Abs. 1 angeführten Gründen geboten ist. 

(5) Falls in einem Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht klassifizierte Informationen 
betroffen sind, hat ein Antrag gemäß den §§ 322, 328 und 332 BVergG 2006 jedenfalls auch Angaben 
darüber zu enthalten, welcher Vertreter des Antragstellers einer Sicherheitsüberprüfung bzw. 
Verlässlichkeitsprüfung gemäß den §§ 55 bis 55b SPG bzw. 23 und 24 MBG oder einer gleichwertigen 
Sicherheitsüberprüfung eines anderen Mitgliedstaates unterzogen worden ist und daher die 
vorgeschriebene Sicherheitsstufe für die betroffenen klassifizierten Informationen aufweist. 

(6) Falls in einem Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht klassifizierte Informationen 
betroffen sind, hat der Auftraggeber unverzüglich einen Vertreter bekannt zu geben, der einer 
Sicherheitsüberprüfung bzw. Verlässlichkeitsprüfung gemäß den §§ 55 bis 55b SPG bzw. 23 und 24 
MBG unterzogen worden ist und daher die vorgeschriebene Sicherheitsstufe für die betroffenen 
klassifizierten Informationen aufweist. 

(7) Über Anträge auf Erlassung einstweiliger Verfügungen im Anwendungsbereich dieses 
Bundesgesetzes ist unverzüglich, längstens jedoch binnen zehn Werktagen nach Einlangen des Antrages 
zu entscheiden. Musste der Antrag zur Verbesserung zurückgestellt werden, ist über ihn längstens binnen 
vierzehn Werktagen zu entscheiden. 

(8) Als zwingende Gründe eines Allgemeininteresses gemäß § 334 Abs. 2 BVergG 2006 gelten im 
Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes insbesondere zwingende Gründe im Zusammenhang mit 
Verteidigungs- und/oder Sicherheitsinteressen. Das Bundesverwaltungsgericht hat überdies von einer 
Nichtigerklärung des Vertrages oder einer Aufhebung des Vertrages gemäß § 334 Abs. 4 oder 5 
BVergG 2006 abzusehen, wenn der Auftraggeber dies beantragt hat und die Folgen der Nichtigkeit oder 
Aufhebung die Existenz eines umfassenderen Verteidigungs- oder Sicherheitsprogrammes, das für die 
Sicherheitsinteressen eines Mitgliedstaates der Europäischen Union von grundlegender Bedeutung ist, 
erheblich gefährden würde. 

(9) Für Anträge in Rechtsschutzverfahren gemäß diesem Bundesgesetz und die diesbezüglichen 
Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht fallen keine Gebühren nach dem Gebührengesetz an.“ 

9. § 142 Abs. 2 Schlussteil lautet: 

„Dies gilt auch für die in § 139 Abs. 3 genannten Ansprüche sowie für Ansprüche aus unlauterem 
Wettbewerb. Unbeschadet des Abs. 4 sind das ordentliche Gericht und die Parteien des Verfahrens vor 
einer Vergabekontrollbehörde an eine solche Feststellung gebunden.“ 

10. § 142 Abs. 4 lautet: 

„(4) Ist die Entscheidung des Rechtsstreites von der Frage der Rechtswidrigkeit einer Entscheidung 
einer Vergabekontrollbehörde abhängig und hält das ordentliche Gericht die Entscheidung für 
rechtswidrig, so hat es das Verfahren zu unterbrechen und beim Verwaltungsgerichtshof mit Antrag 
gemäß Art. 133 Abs. 2 B-VG die Feststellung der Rechtswidrigkeit der Entscheidung zu begehren. Nach 
Einlangen des Erkenntnisses des Verwaltungsgerichtshofes hat das ordentliche Gericht das Verfahren 
fortzusetzen und den Rechtsstreit unter Bindung an die Rechtsanschauung des Verwaltungsgerichtshofes 
zu entscheiden.“ 

11. § 143 lautet: 

„§ 143. Wird eine Entscheidung einer Vergabekontrollbehörde vom Verfassungs- oder 
Verwaltungsgerichtshof aufgehoben und wurde vor der Entscheidung des Verfassungs- oder des 
Verwaltungsgerichtshofes der Zuschlag erteilt, so haben sowohl das aufhebende Erkenntnis als auch die 
gegebenenfalls nachfolgende Feststellung der Vergabekontrollbehörde, dass die angefochtene 
Entscheidung des Auftraggebers rechtswidrig war, keine Auswirkungen auf den abgeschlossenen 
Vertrag.“ 

12. Bezeichnung und Überschrift nach § 143 lauten: 

„5. Teil 

Straf-, Schluss und Übergangsbestimmungen“ 

13. In § 144 Abs. 2 wird die Wortfolge „Wirkungsbereich einer Bundespolizeidirektion von dieser“ durch 
die Wortfolge „Gebiet einer Gemeinde, für das die Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde 
erster Instanz ist, von der Landespolizeidirektion“ ersetzt. 
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14. § 145 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Für das Inkrafttreten der durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 128/2013 neu gefassten 
Bestimmungen gilt Folgendes: 

 1. Der Eintrag zur Überschrift des 5. Teiles im Inhaltsverzeichnis, § 3 Z 16 lit. a sublit. dd, § 32 
Abs. 1, § 33 Abs. 1, die Bezeichnung und Überschrift nach § 143, § 144 Abs. 2 und die 
Einfügungen in Anhang V treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft; 
gleichzeitig tritt die Absatzbezeichnung in § 1 außer Kraft. 

 2. Der Eintrag zur Überschrift des 3. Teiles im Inhaltsverzeichnis, § 3 Z 37, die Überschrift des 
3. Teiles, die §§ 136 und 137 samt Überschriften, § 142 Abs. 2 Schlussteil, § 142 Abs. 4 und 
§ 143 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 

 3. Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens gemäß Z 2 laufenden Entscheidungsfristen nach dem 3. Teil 
dieses Bundesgesetzes in Verfahren vor dem Bundesvergabeamt, deren Zuständigkeit zur 
Weiterführung gemäß Art. 151 Abs. 51 Z 8 B-VG mit Ablauf des 31. Dezember 2013 auf das 
Bundesverwaltungsgericht übergeht, beginnen mit 1. Jänner 2014 neu zu laufen. 

 4. Enthält oder enthielt im Zeitpunkt des Inkrafttretens gemäß Z 2 eine Ausschreibung die Angabe, 
dass das Bundesvergabeamt die zuständige Vergabekontrollbehörde ist, ist der Antrag auch dann 
fristgerecht gestellt, wenn er an das Bundesvergabeamt adressiert und unter Nachweis des 
Versuches der fristgerechten Einbringung beim Bundesvergabeamt unverzüglich beim 
Bundesverwaltungsgericht eingebracht wurde.“ 

15. In Anhang V Teil A, Anhang V Teil B und Anhang V Teil C wird jeweils nach dem Eintrag für 
Frankreich folgender Eintrag eingefügt: 

 „– für Kroatien das „Sudski registar trgovačkih društava u Republici Hrvatskoj or Obrtni registar 
Republike Hrvatske“;“ 

Fischer 

Faymann 
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